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REFORM DER GRUNDERWERBSTEUER WIRD IMMER DRINGENDER

Wohneigentum kostet heute in Deutschland mehr als doppelt so viel wie vor zehn Jahren.
Damit fallt es Normalverdienern in Deutschland immer schwerer, sich ihren Traum von
den eigenen vier Wanden zu erfillen. Das liegt nicht nur an den kraftig gestiegenen Im-
mobilienpreisen und den durch die Zinswende schmerzlich héheren Finanzierungskosten,
sondern auch der Staat langt mehr und mehr zu. So hat Anfang 2023 Hamburg den
Grunderwerbsteuersatz von 4,5 auf 55 Prozent angehoben. Und ebenfalls 55 Prozent
statt friiher 3,5 Prozent sind es seitdem auch in Sachsen. Damit ist Bayern das einzige
Bundesland, in dem noch der urspriingliche Steuersatz von 3,5 Prozent gilt. Dabei wollte
die Ampel laut Koalitionsvertrag Abhilfe schaffen und Ersterwerbern von Wohneigentum
den Schritt ins Eigenheim mittels Freibetrdgen schmackhaft machen. Dieses Vorhaben
scheiterte aber ebenso wie bislang die Versuche, den Bundeslandern mehr Gestaltungs-
spielraum einzurdumen. Der Autor wirft in diesem Beitrag einen Blick auf die allgemeine
Gemengelage und pladiert weiterhin auch fiir steuerpolitische Anreize in Form von Frei-
betrdgen als Kaufanreiz. Kénnte die Einbeziehung des Klimaschutzes Schwung in die

Diskussion bringen? Der Autor meint eindeutig ja!

Red.

Der Beitrag der Wohneigentumsbildung
zur Entlastung angespannter Mietwoh-
nungsmarkte wird immer noch unter-
schatzt. Fakt ist: Allein die Zahl der jéhrlich
neu gebauten Wohnungen in Ein- und
Zwei-Familienhdusern liegt deutlich Uber
der von Mietwohnungen in neu gebauten
Mehrfamilienhdusern. Eigentumswohnun-
gen, die groBtenteils vermietet werden,
kommen noch hinzu. Wer in eigene vier
Wénde zieht, macht (blicherweise eine
groBere Mietwohnung frei.

Die Umzugsketten sind heute aber viel-
fach unterbrochen. Mieter, die eigentlich
Wohneigentum erwerben wollen, warten
angesichts nach wie vor hoher Immo-
bilienpreise und deutlich gestiegener Bau-
zinsen ab. Deutlich steigende Mieten sind
die Folge. Das zeigt: Wohnen im Eigentum
und Wohnen zur Miete sind zwei Seiten
ein und derselben Medaille. Die ,Ampel"
muss auf die neue Situation reagieren -
nicht, um individuelle Trdume zu erfillen,
sondern aus einer sozialen Verpflichtung
heraus. Wohneigentum entlastet eben
nicht nur angespannte (Miet-) Wohnungs-
markte. Es ist auch der klassische Einstieg
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in den Vermogensaufbau und macht die
Vermdgensverteilung gerechter.

Einkommens- und
Eigenkapitalhiirde

Auf dem Weg ins Wohneigentum sind
mehrere Hirden zu Gberwinden. In der
offentlichen  Debatte

Wohneigentum kostet heute in Deutsch-
land mehr als doppelt so viel wie vor
zehn Jahren. Um die Nebenkosten zu
senken, sah schon die ,GroBe Koalition"
2018 die ,Prifung eines Freibetrags" bei
der Grunderwerbsteuer ,beim erstmaligen
Erwerb von Wohngrundstiicken fir Fa-
milien" vor. Das Vorhaben scheiterte im
Bundesrat. Die ,Ampelkoalition” einigte
sich auf die Aussage: ,Wir wollen den
Landern eine flexiblere Gestaltung der
Grunderwerbsteuer zum Beispel durch
einen Freibetrag ermdglichen, um den E
rwerb selbstgenutzten Wohneigentums zu
erleichtern.”

Vor Kurzem wurde dann ein Diskussions-
entwurf des Bundesfinanzministeriums
bekannt. Er sieht die Maoglichkeit vor,
dass die Ldnder Freibetrage oder einen ge-
ringeren Steuersatz einfiihren kdnnen -
bis hin zum vélligen Steuerverzicht. Zur
Kompensation von Steuerausfallen werden
Verscharfungen bei den Share Deals vor-
geschlagen. Hier wird nicht eine Immobilie
an einen Investor Gbertragen, sondern nur

steht derzeit die Ein-
kommenshirde im Vor-
dergrund. Bis Ende
2021 spielte diese kei-
ne groBe Rolle mehr.

«Die ,Ampel’

muss auf die neue Situation reagieren.”

Sinkende Realeinkom-

men bei hdherer Zinslast und kaum ge-
sunkener Immobilienpreise haben die Er-
schwinglichkeit sinken lassen. Das IW KoIn
kam vor wenigen Wochen zum Ergebnis,
dass Haushalte bei einem Standardfall
mittlerweile 40 Prozent ihres Einkommens
fiir Zins und Tilgung ausgeben missten.
Vor der Zinswende waren es 30 Prozent.

Haupthemmnis beim Wohneigentumserwerb
ist aber weiterhin mangelndes Eigenkapital.
Eigenkapital heiBt weniger Schulden, eine
gunstigere Zinskondition und damit eine
geringere Zins- und Tilgungslast. Heute
haben 80 Prozent der jungen Eltern im Al-
ter von 30 bis 44 Jahren weniger als 50000
Euro auf der hohen Kante. Damit missen
zunéchst die Nebenkosten, 10 bis 15 Pro-
zent, beglichen werden. Fiir den eigent-
lichen Kaufpreis bleibt hier kaum etwas
ubrig. Die ,Ampel" ist also aufgerufen, die
Sparféhigkeit und Sparbereitschaft normal-
verdienender Haushalte zu stdrken. Hinzu-
kommen muss eine Entlastung bei den
Kaufnebenkosten.

die Eigentlimergesellschaft, ganz oder als
Mehrheitsbeteiligung. Dabei entfdllt unter
bestimmten Voraussetzungen die Grund-
erwerbsteuer.

Initiative des Bundesfinanzministers
zur Grunderwerbsteuerreform

Viele Linder zeigen sich bei diesem Vor-
haben jedoch immer noch sehr skeptisch.
Der Finanzminister Brandenburgs halt den
neuen VorstoB des Bundesfinanzministe-
riums derzeit nicht flr finanzierbar”.
Niedersachsens Finanzminister lehnt ,Uber-
legungen zur Abschaffung klar ab" Ham-
burgs Finanzsenator erklarte, der Vorschlag
misse ,zurlick in die Montagehalle” Auch
die Thiringische Finanzministerin meinte,
.in dieser Form sei er im Bundesrat nicht
zustimmungsfahig” Einige Lander haben
offenbar auch die Sorge, reichere Lander
kénnten sich mit der Einflhrung eines
Freibetrags einen (weiteren) Wettbewerbs-
vorteil verschaffen.



https://twitter.com/verband_vdpb?lang=de
https://www.linkedin.com/in/christian-könig-9a0a1053/?originalSubdomain=de

Nochmals kurz zum Hintergrund: Beim
Grunderwerbsteuergesetz handelt es sich
um ein Bundesgesetz. Den Landern steht
das Aufkommen zu - 2022 waren es rund
17 Milliarden Euro. Sie selbst durfen nur
den Steuersatz bestimmen, nicht in Eigen-
regie einen Freibetrag oder unterschiedlich

ders hoch liegt, sollte Selbstnutzer entlas-
ten. Auf Antrag bei der NRW Bank wurden
von der Grunderwerbsteuer zwei Prozent
der Grunderwerbsteuerpflichtigen Kauf-
summe - maximal 10000 Euro - als Zu-
schuss gewadhrt. Das Programm ist in-
zwischen bedauerlicherweise ausgelaufen,

sollte fur die Debatte

+Es lohnt sich ein Blick lber unsere Grenzen

in Richtung Europa.”

auf Bundesebene aber
Vorbildcharakter  ha-
ben.

Hessens Ministerpra-

hohe Steuersdtze flir verschiedene Per-
sonengruppen einfiihren. Die Steuersdtze
bewegen sich heute in einer Bandbreite
zwischen 3,5 und 6,5 Prozent.

Auf Landerebene ist trotzdem einiges in Be-
wegung geraten. Die schwarz-griine Koa-
lition in Schleswig-Holstein, wo der Satz
6,5 Prozent betragt, hat vereinbart, eine Ei-
genheimzulage fiir den Ersterwerb einer
selbstgenutzten Wohnimmobilie einzufiih-
ren. ,Die Férderung”, so heiBt es, ,erfolgt in
Form eines Festbetrages in Hohe der tat-
sachlich gezahlten Grunderwerbsteuer bei
einem maximalen Foérderbetrag von bis zu
5000 Euro je erwerbender Person, deren zu
versteuerndes Jahreseinkommen maximal je
100000 Euro betragen darf. Hinzu kommt je
Kind ein maximaler Férderbetrag von bis zu
5000 Euro, der auch nachtrdglich fur Kinder
gewahrt wird, die in den ersten finf Jahren
nach Erwerb geboren werden."

Landerinitiativen

Angesichts der Preisentwicklung im Bau-
sektor hat die bayerische Staatsregierung
nicht nur einen eigenen ,Wohnbau-Boos-
ter" auf den Weg gebracht. In einer Bun-
desratsinitiative wird auch eine Landeroff-
nungsklausel bei der Grunderwerbsteuer
und der Erbschafts- und Schenkungssteuer
gefordert.

Das ,Zuschussprogramm Wohneigentum"
in Nordrhein-Westfalen, wo der Grund-
erwerbsteuersatz mit 6,5 Prozent beson-

sident Boris Rhein will
in seinem Bundesland
keine Grunderwerbsteuer mehr flr die ers-
te eigene Immobilie erheben. Aktuell wer-
den 6 Prozent fallig. Da die Aussetzung
Zeit brauche, wolle seine Partei fur eine
Ubergangszeit ein ,Hessengeld” zahlen: ei-
nen Zuschuss von 10000 Euro pro Kaufer
plus 5000 Euro fir jedes Kind.

Die regierenden Parteien in Berlin ha-
ben in ihrem Koalitionsvertrag eine Pas-
sage aufgenommen, nach der Berlin im
Bundesrat nicht gegen die Einflihrung
eines Freibetrags stimmen wirde; was im
Umkehrschluss aber natiirlich nicht heift,
dass sie davon Gebrauch machen wiirden.

Inwieweit Mehreinnahmen durch ver-
stdrkte Investitionen Steuerausfalle kom-
pensieren, ist zundchst nicht ganz klar.
Wahrscheinlich braucht es eine gewisse
Kompensation vonseiten des Bundes -
maoglicherweise nicht nur durch Verschar-
fungen bei Share Deals, die ebenfalls
Gegenstand des Gesetzentwurfs sind - um
einem Vorhaben, das nun schon zwei Mal
im Bundesrat gescheitert ist, tatsdchlich
zum Durchbruch zu verhelfen.

Ein Blick liber die Grenzen

Es lohnt sich ein Blick Uber unsere
Grenzen. Frankreich kennt zwar keinen
Freibetrag, differenziert aber nach dem
Alter der Immobilie. Bei Neubauten (we-
niger als funf Jahre alt) betrdgt die
Grunderwerbsteuer nur 0,7 Prozent des
Kaufpreises, bei Altbauten zwischen knapp

4 und knapp 6 Prozent - je nach Departe-
ment. In GroBbritannien gibt es einen
Freibetrag. Bei Erstkdufern betrdgt er
425000 Pfund (etwa 483000 Euro) -
jedoch nur flr Immobilien bis 625000
Pfund (etwa 710000 Euro). Die Steuer
selbst ist je nach Landesteil unterschied-
lich geregelt.

Belgien liegt zwar mit einem Steuersatz
von 12,5 Prozent in der Wallonie und
der Hauptstadt Brissel sowie von 12 Pro-
zent in Flandern deutlich Uber dem
deutschen Niveau. Allerdings hat ihn die
Wallonie kirzlich  flr selbstgenutztes
Wohneigentum auf 6 Prozent reduziert
und einen moglichen Freibetrag von
20000 Euro eingefiihrt. In Flandern wurde
der Steuersatz fur diesen Zweck auf
3 Prozent gesenkt. Brussel hat seit Kur-
zem Freibetrdge von 175000 Euro und
87500 Euro, wenn der Preis der Immobilie
500000 Euro beziehungsweise der Preis
des Grundstlcks 250000 Euro nicht dber-
steigt.

Zusitzlicher Freibetrag bei Steigerung
der Energieeffizienz

Die Region Brussel liefert auch eine Idee,
die Schwung in die deutsche Debatte brin-
gen kénnte. Hier gibt es ndmlich einen zu-
sdtzlichen Freibetrag von 25000 Euro bei
einer Steigerung der Energieeffizienz - und
zwar flr jeden Schritt in der Gebdude-
klassifizierung nach vorn. Voraussetzung
sind mindestens zwei Schritte innerhalb
von fiinf Jahren. Das heiBt: Wer beispiels-
weise eine Immobilie von Klasse D auf A
saniert, bekommt drei Mal 25000 Euro,
also 75000 Euro zusatzlich zum Grundfrei-
betrag von 175000 Euro. Zusammen ergibt
das einen Freibetrag von 250000 Euro.

Diese Idee findet sich auch in Flandern
wieder. Bei ,groBeren energetischen Sa-
nierungen” verringert sich die Grund-
erwerbsteuer flir selbstgenutztes Wohn-
eigentum auf 1 Prozent. Waére das nicht
eine gute Anrequng fir die von der
Ampel” angestrebte ,flexiblere Gestaltung
der Grunderwerbsteuer"? —




